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Schweiz Donnerstag, 5. Dezember 2024

Schweizer Zahlenlotto
11, 13, 19, 31, 35, 38 Glückszahl: 5

Replay-Zahl: 11 Jokerzahl: 8 1 6 9 7 8

04.12.2024

Deutsches Zahlenlotto
5, 14, 18, 29, 36, 41 Super 6: 5 6 3 9 9 9

Superzahl: 3 Spiel 77: 8 4 5 9 8 0 1

04.12.2024

Österreichisches Zahlenlotto
14, 17, 27, 28, 36, 44 Zusatzzahl: 24

Joker: 2 1 0 0 8 8

04.12.2024

Euromillions
23, 25, 34, 46, 47 Sterne: 6, 8

2. Chance: 9, 15, 29, 37, 40

Super-Star: K536 X 03.12.2024

Alle Angaben ohne Gewähr

Lotto

100FrankenamTagproKita-Kind
Das neue Konzept der Finanzierung ausserfamiliärer Kinderbetreuung steht – trotz rechtlicher Bedenken.

AnnaWanner

Familien mit kleinen Kindern
sollen finanziell unterstützt wer-
den, damit sie Kinderbetreuung
sowie Beruf oder Ausbildung
unter einen Hut bringen. Vor al-
lem aber soll sich Arbeit von jun-
gen Müttern und Vätern lohnen.
Diese simple Prämisse ist auf-
grund der allzu hohen Kita-Ta-
rife in der Schweiz allzu häufig
nicht gegeben.

Um das zu verdeutlichen, or-
ganisierte der Frauendachver-
band Alliance F am Mittwoch-
morgen eine Aktion auf dem
Bundesplatz und verteilte echte
Kita-Rechnungen von anonymi-
sierten Personen aus der Region
Bern und Zürich.

Eltern bezahlten für einen
Monat:
• 2019.60 Franken für die Be-
treuung zweier Kinder an zwei
Tagen die Woche.
• 5828.25 Franken für die Be-
treuung zweier Kinder an fünf
Tagen die Woche.
• 3684.00 Franken für die Be-

treuung zweier Kinder an drei
Tagen die Woche.

Die Liste könnte endlos weiter-
geführt werden. Die Botschaft
ist klar: Kita-Kosten erwachsen
zu einem gewichtigen Kosten-
faktor in jedem Haushaltsbud-
get, gerade bei Familien mit
mehr als einem Kind – trotz Ge-
schwisterrabatten. Zuzüglich
Steuern und einer höheren Pro-
gression wegen des zweiten Ein-
kommens fressen die Kita-Aus-
gaben bei vielen Paaren den
zweiten Lohn wieder weg.

Die Einsicht, Eltern in die-
sem Bereich konsequenter zu
unterstützen, ist unterdessen in-
nerhalb einer breiten Allianz
von links bis weit in die FDP ge-
reift. Mitte-Ständerat Benedikt
Würth (SG) erklärte: «Es ist
doch unglaublich, dass sich
Arbeiten nicht lohnt. Die hohen
Tarife schaffen negative Be-
schäftigungsanreize.»

Zwei anstehende Initiativen
motivieren das Parlament zu-
sätzlich, jetzt zu handeln. Die

Kita-Initiative der SP, welche die
Eltern über Bundesgelder ent-
lasten will, und die Zuwande-
rungsinitiative der SVP. Das in-
ländische Potenzial an Fachkräf-
ten müsse maximal ausgenutzt
werden, um den Import von
Fachkräften zu drosseln, so der
Tenor.

Gegnerschaftberuft sich
aufdieVerfassung
Doch sobald es konkret wird,
flacht die Euphorie vieler Befür-
worter wieder ab: Wer erhält
Geld und wofür? Wer finanziert
wie viel?

Die Gegner der Kita-Finan-
zierung führten denn auch vor
allem rechtliche Bedenken ins
Feld. Vor zehn Jahren kam der
Bundesrat zum Schluss, der
Bund habe keinen verfassungs-
rechtlichen Auftrag, die Verein-
barkeit von Beruf und Familie zu
fördern, sagte SVP-Ständerat Ja-
kob Stark (TG). «Daran hat sich
seither nichts geändert.» Suk-
kurs erhielt er von SVP-Vertre-
tern und auch aus der FDP. Die

Schwyzer Ständerätin Petra
Gössi erklärte ihre Ablehnung
damit, dass sie die kantonalen
Bemühungen in diesem Bereich
nicht übersteuern wolle.

Im Unterschied zum Natio-
nalrat, der eine Beteiligung des
Bundes an den Kita-Kosten vor-
sah, hat der Ständerat nun ein
neues Modell entwickelt. Er
knüpft die Unterstützung an das
«bewährte System der Kinder-
zulagen», wie Würth erklärte.
Konkret erhalten Eltern 100
Franken pro Betreuungstag pro
Woche, bei 5 Tagen sind es 500
Franken – unterste Schwelle ist
ein Tag pro Woche. Die Zulagen
erhalten Eltern, bis die Kinder
acht Jahre alt sind.

Gemäss Würth belaufen sich
die Kosten des beschlossenen
Modells auf 601 Millionen Fran-
ken. Damit zeigt sich die kleine
Kammer knausriger als der Na-
tionalrat, der Ausgaben in der
Höhe von rund 800 Millionen
Franken beschlossen hat. Die
Diskussion ist also nicht abge-
schlossen.

Zumal der Ständerat die Kita-Fi-
nanzierung noch nicht fertig be-
raten hat. Offen ist noch die Fra-
ge der Finanzierung, bei welcher
die Kommission eine Erhöhung
der Lohnbeiträge vorschlägt.
Laut Angaben von Benedikt
Würth schlagen diese für die
Kita-Finanzierung um 0,17 Pro-
zentpunkte auf.

Grosszügigkeit kenntklare
Grenzen
Die Zulagen sind zwar ein gros-
ser Schritt, doch die Gross-
zügigkeit des Ständerats hat
klare Grenzen. Die Vorlage
wurde an allen Ecken ent-
schlackt: Qualitätsvorgaben für
die Betreuung wurden genauso
gestrichen wie Gelder für die
Frühförderung oder behinder-
te Kinder. Schliesslich entband
der Ständerat auch den Bund
von der Aufgabe, die Lücken im
Betreuungsangebot zu schlies-
sen. Setzt sich diese Variante
durch, sind für die Kita-Finan-
zierung keine Bundesgelder
mehr fällig.

«Lasst uns nicht im Regen stehen!» So lautet die Botschaft des Frauendachverbands Alliance F an die Ständeräte. Bild: Keystone

DieZechebezahltdieEntwicklungshilfe
Die Bürgerlichen sind bei der Budgetberatung auf Kurs: 250 Millionen Franken weniger für Humanitäres.

Doris Kleck

DiegrosseFragewar:HältdieAl-
lianz aus SVP, FDP und Mitte
oder hält sie nicht? Ja, sie hielt.
Deutlicher als erwartet hat der
Nationalrat beschlossen, bei der
InternationalenEntwicklungszu-
sammenarbeit im nächsten Jahr
250MillionenFrankenzusparen.
Die Kürzung ist aus bürgerlicher
Sicht nötig, um ein schulden-
bremsenkonformes Budget aus-
zugestalten. Denn am Montag
hatte derselbe Rat entschieden,
für die Armee eine halbe Milliar-
deFrankenmehrauszugeben,als
der Bundesrat geplant hat.

SP, Grüne, GLP und EVP
warnten vor diesem «drasti-
schen Kahlschlag». Die Berner
SP-Nationalrätin Tamara Funi-
ciello etwa sagte, die Hilfsgelder
würden helfen, Regionen zu sta-
bilisieren, Demokratien zu

schützen und den Menschen
einen Grund zu geben, zu blei-
ben statt zu gehen. GLP-Frak-
tionschefinCorinaGredig sagte,
diehumanitäreTraditionseikei-
ne Last, sondern eine Investi-
tion. Es gebe kreativere Wege,
um den Ausbau der Armeeaus-
gaben zu finanzieren, als bei der
Entwicklungshilfe zu kürzen.

Der Freiburger Grünen-Na-
tionalrat Gerhard Andrey be-
mühte einen Nato-Admiral, um
den Bürgerlichen den Zusam-
menhang zwischen Internatio-
naler Zusammenarbeit und Si-
cherheit zu erklären. Der Abbau
seikontraproduktiv:«Wirverge-
benunseinenderwichtigstenSi-
cherheitstrümpfe überhaupt.»

Gegen die Kürzung wehrte
sichauchFinanzministerinKarin
Keller-Sutter.Siewürdedazufüh-
ren, dass ganze Projekte nicht
durchgeführt werden können.

Die Warnungen verhallten; die
Bürgerlichen setzten sich durch.
Pius Kaufmann (Mitte/LU) erin-
nerte daran, dass die Internatio-
nale Entwicklungszusammen-
arbeitstarkvonderFriedensdivi-
dendeprofitierthabe.Sprich,die
Ausgaben in diesem Bereich sei-
en stark gewachsen – auch auf
KostenderArmee.FDP-Sprecher
AlexFarinellihieltdieKürzungen
für machbar. Es brauche eine
neueGewichtungderAusgaben.
AuchdieSVPschlugindieseKer-
be: Die Sicherheit der Schweizer
Bevölkerung müsse an erster
Stelle stehen, sagte Nationalrat
Andreas Gafner.

Der Sparbetrag setzt sich wie
folgt zusammen: Den Kredit für
die bilaterale Entwicklungszu-
sammenarbeitstutztederRatum
147,7 Millionen Franken, jenen
für multilaterale Organisa-
tionen um 52,3 Millionen Fran-

ken.50MillionenFrankenweni-
geralsderBundesratgenehmigte
erfürwirtschaftlicheZusammen-
arbeit im Staatssekretariat für
Wirtschaft (Seco).

Zuberbühlerunddie
Palästinenser
Die Kürzung in diesen drei Be-
reichen beträgt 16 Prozent. Alli-
ance Sud schrieb in einer Me-
dienmitteilung von Hungerspie-
len im Bundesrat. Mit diesem
Budgetentscheid werde eine
rote Linie überschritten. Der
Verbund verschiedener Hilfs-
organisationen erinnerte daran,
dass dem Globalen Süden be-
reits wegen der Ukraine-Hilfe
Gelder fehlten.

Zudem stimmte der Natio-
nalrat einem Einzelantrag des
Ausserrhoder SVP-Nationalra-
tes David Zuberbühler zu, der
die Streichung von 20 Millionen

Franken für das umstrittene Pa-
lästinenser-Hilfswerk UNRWA
gefordert hatte.

Noch ist das Budget nicht
fertig beraten. Doch auch wenn
sich abzeichnet, dass SP, Grüne
und GLP den Voranschlag heu-
te ablehnen werden: Der bür-
gerliche Block wird es durch-
bringen. Ab nächster Woche
beugt sich dann der Ständerat
über das Budget. Seine vorbera-
tende Kommission hat von dras-
tischen Kürzungen bei der Ent-
wicklungshilfe abgesehen.

Sie schlägt vor, in diesem Be-
reich 30 Millionen Franken zu
sparen, und setzt den Hebel an
anderen Orten an. Zudem wol-
len die Ständeräte das Wachs-
tum der Armeeausgaben brem-
sen. Die Ausgaben sollen erst bis
2032 auf ein Prozent des Brutto-
inlandproduktes steigen – und
nicht schon bis 2030.

BischofMorerod
wirdneuPräsident
KatholischeKirche Die Schwei-
zer Bischofskonferenz (SBK)
hat gestern in Engelberg OW

an ihrer Voll-
versammlung
Charles More-
rod, 63, den Bi-
schof von Lau-
sanne, Genf
und Freiburg,

zu ihrem neuen Präsidenten
gewählt. Morerod (Bild) folgt
auf Felix Gmür, 58, Bischof von
Basel. Gmür steht seit 2019 an
der Spitze der Bischofskonfe-
renz und trat aufgrund einer
Amtszeitbeschränkung nicht
zur Wiederwahl an.

Für das Präsidium der aus
14 Mitgliedern bestehenden Bi-
schofskonferenz ist gemäss kir-
chenrechtlichen Vorschriften
grundsätzlich nur einer der
sechs Ortsbischöfe wählbar.
Äbte und Weihbischöfe bräuch-
ten zur Ausübung des Amts
eine Ausnahmegenehmigung
des Papstes, ebenso wie Orts-
bischöfe, die vor Ablauf der
zweijährigen Amtszeit ihr 75.
Lebensjahr erreichen.

AufMissbrauchsvorfälle zu
zögerlich reagiert
Bischof Charles Morerod war
das einzige SBK-Mitglied, das
diese kirchenrechtlichen Krite-
rien erfüllte. Dennoch gab es
im Vorfeld mediale Spekulatio-
nen, ob ihn die Bischofskonfe-
renz zum neuen Vorsitzenden
wählen würde.

Grund dafür: Als Reaktion
auf die von der Kirche selber in
Auftrag gegebene, gross ange-
legte Untersuchung der Uni-
versität Zürich zu Missbrauchs-
fällen hatte der Vatikan Bischof
Morerod im Oktober 2024 in
einem Brief gerügt. Er habe
zögerlich und spät auf Miss-
brauchsvorfälle reagiert, kir-
chenrechtliche Vorschriften im
Umgang damit missachtet und
bei der Überprüfung der Eig-
nung bestimmter Kandidaten
für kirchliche Ämter eine ge-
wisse Naivität an den Tag ge-
legt, hiess es im Brief aus Rom.

Zu Morerods Stellvertreter
wählte die SBK den Churer Bi-
schof Joseph Bonnemain, zum
dritten Präsidiumsmitglied den
Basler Weihbischof Josef Stübi.
Morerod hatte die Bischofs-
konferenz bereits zwischen
2016 und 2018 präsidiert, ehe
er von Felix Gmür abgelöst
worden war. (cbe)


